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Vertrages für die Einrichtungen des öffentlichen Gesund­
heitswesens vom 31. März 1951 zu erfolgen. Die vor­
gesehenen Planstellenwerte sind Höchstwerte und er­
fordern in jedem Fall, daß der betreffende Mitarbeiter 
die erforderlichen Qualifikationsmerkmale des Tarif­
vertrages nachweisen muß. Ist das nicht in jedem Fall 
möglich, kann die Entlohnung nur nach der Vergütungs­
gruppe erfolgen, die der derzeitigen Qualifikation des 
Mitarbeiters entspricht.

§ 8
Bei der Mittelberechnung ist die Ortsklasse des Sitzes 

der. Gemeindeschwesternstation bzw. der Geschwulst­
betreuungsstelle zu berechnen.

§ 9
Mit Bestätigung der Kontingente ist künftig eine 

individuelle Bestätigung von Stellenplänen für diese 
Einrichtungen durch die Staatliche Stellenplankommis­
sion nicht mehr erforderlich. Die Abteilung Gesund­
heitswesen bei den Räten der Kreise ist verpflichtet, 
zum fälligen Registriertermin, die von ihr laut § 2 die­
ser Anordnung bestätigten Stellenpläne dem zuständi­
gen Registrierorgan bei der Abteilung Finanzen des 
Rates des Kreises zur Registrierung vorzulegen.

5 10
Die Einsetzung des Personals kann nur im Rahmen 

der bestätigten Kontingente erfolgen. Werden über dgs 
Kontingent hinaus mehr Mitarbeiter beschäftigt, so 
werden die Verantwortlichen gemäß der Verordnung 
vom 28. Mai 1953 über die Festigung der Stellenplan­
disziplin in den staatlichen Organen (GBl. S. 797) zur 
Verantwortung gezogen.

§ 11
Die bisher von der Staatlichen Stellenplankommission 

bestätigten Stellenpläne für die Gemeindeschwestern­
stationen und Geschwulstbetreuungsstellen — ein­
schließlich der Planstellen auf den Stellenplänen der 
Krankenhäuser, Polikliniken und Landambulatorien — 
haben mit der Erteilung des Gesamtkontingentes ihre 
Gültigkeit verloren.

Berlin, den 12. Februar 1955
Staatliche Stcllcnplankommission

G e i ß
Stellvertreter des Vorsitzenden

Anordnung
über die Verlängerung der Gültigkeit von Registrier­

pässen für die Binnenflotte.
Vom 10. Februar 1955 

§ 1
Registrierpässe, die auf Grund der Anordnung vom 

30. Januar 1950 über die Registrierung der Transport­
flotte und Fahrgastschiffe (GBl. S. 60) und auf Grund 
der Anordnung vom 8. September 1948 über die Regi­
strierung der Technischen Flotte (ZVOB1. S. 455) aus­
gegeben worden sind, behalten bis auf .Widerruf ihre 
Gültigkeit.

§ 2
Einer erneuten Vorlage der Registrierpässe bei der 

Wasserstraßenverwaltung zur Eintragung eines Ver­
längerungsvermerkes bedarf es nicht.

Berlin, den 10. Februar 1955
Ministerium für Verkehrswesen 

K r a m e r
Minister

Richtlinie 
des Plenums des Obersten Gerichts 

der Deutschen Demokratischen Republik 
zu § 9 der Verordnung über Kündigungsrecht 

— Unzulässigkeit der Umwandlung einer fristlosen 
Entlassung in eine fristgemäße Kündigung — 

Richtlinie Nr. 5 (RP1. 2/54)
Vom 31. Januar 1955

I.
A b s c h n i t t  A 

Dem Schutz des Werktätigen gegen eine unbegrün­
dete Kündigung des Arbeitsrechtsverhältnisses kommt 
in der Deutschen Demokratischen Republik, dem Staat 
der Arbeiter und Bauern, eine besondere Bedeutung zu. 
In unserer Gesellschaftsordnung ist auf dem Gebiet der 
volkseigenen Wirtschaft die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen im Arbeitsprozeß beseitigt. Die 
Werktätigen errichten die Grundlagen des Sozialismus. 
Dabei kommt es in Verwirklichung des ökonomischen 
Grundgesetzes des Sozialismus darauf an, die Arbeits­
produktivität der gesamten Volkswirtschaft ständig zu 
steigern und die Produktion zu erhöhen. Jede unnötige 
Fluktuation und jedes Brachliegen von Arbeitskräften 
muß vermieden werden, weil dadurch die Produktion 
gestört wird.

Alle auf diesem Wege erzielten beachtlichen Erfolge 
konnten nur errungen werden, weil die Werktätigen 
auf der Grundlage der neuen Produktionsverhältnisse 
eine völlig andere Einstellung zur Arbeit als in der 
kapitalistischen Wirtschaft haben. Die Arbeiterklasse, als 
die führende Kraft unseres Staates, gestaltet gemein­
sam mit allen anderen Werktätigen das gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Leben, verwirklicht die Volkswirt­
schaftspläne und schafft die Voraussetzungen für eine 
ständige und allseitige Verbesserung der Lebenslage 
aller Bürger der Deutschen Demokratischen Republik. 
Um diese Beteiligung der Werktätigen zu einem immer 
stärkeren Faktor im Leben jedes einzelnen Bürgers 
unserer Republik werden zu lassen, ist die Festigung 
des Vertrauens in die Tätigkeit der Staatsorgane, ins­
besondere die Festigung des Vertrauens auf die Ein­
haltung der demokratischen Gesetzlichkeit durch die 
Gerichte, eine unbedingte Voraussetzung für weitere 
Erfolge unserer gesellschaftlichen Entwicklung. Nur der­
jenige Werktätige wird zu der notwendigen freiwilligen 
Arbeitsdisziplin erzogen werden können und damit zur 
Erhöhung der Produktion und zur Verbesserung der 
Lebenslage aller Bürger beitragen, der davon überzeugt 
ist, daß die ihm durch Verfassung und Gesetz garan­
tierten Rechte von den staatlichen Organen beachtet 
und geschützt werden. Nur die konsequente Einhaltung 
der Gesetzlichkeit seitens aller Organe des Staates kann 
diese Überzeugung stärken und festigen. Das gilt nicht 
zuletzt für das Arbeitsrecht, vor allem für die gesetz­
lichen Bestimmungen, die das in der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik und in dem Ge­
setz der Arbeit vom 19. April 1950 (GBl. S. 349) fest­
gelegte Recht auf Arbeit sichern. Deshalb müssen die 
Arbeitsgerichte ihre besondere Aufmerksamkeit auf die 
richtige Anwendung der arbeitsrechtlichen Bestimmun­
gen in der Kündigungsverordnung vom 7. Juni 1951 
(GBl. S. 550) lenken, insbesondere auf die Anwendung 
des § 9, der sich gegen einen Werktätigen richtet, der 
die Arbeitsdisziplin verletzt. In gleicher Weise trifft 
diese Verpflichtung die Gewerkschaften, denen bei der 
Entscheidung über die Beendigung eines Arbeitsrechts­
verhältnisses ein weitgehendes Mitbestimmungsrecht 
eingeräumt ist.


